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Einführung 
Der Jahreswechsel wird auch dieses 

Jahr wieder mit einer Fülle von 
Beschwerden darüber verbunden sein, 
daß neben dem üblichen Abbrennen von 
Feuerwerkskörpern auch mit pyrotech­
nischer Munition geschossen wurde und 
mit Fragen, unter welchen Bedingungen 
so etwas überhaupt rechtlich zulässig 
sei. Sowohl die Beschwerden als auch die 
Fragen werden, wie in den letzten Jah­
ren, häufig sehr unpräzise gestellt sein, 
was bei der Vielschichtigkeit der Materie 
nicht weiter verwunderlich ist. Die Ver­
fasser unternehmen im folgenden den 
Versuch, den Problemkreis zu umreißen 
und die wichtigsten Begriffe zu klären. 

Das Sachgebiet Pyrotechnik ist ein 
Teilgebiet der Explosivstoff technik. Zu 
den Explosivstoffen gehören die Spreng­
stoffe, die Zünd- und Anzündstoffe, die 
Treibladungspulver und Raketenfest­
treibstoffe sowie die pyrotechnischen 
Sätze. Das Teilgebiet "Pyrotechnik" wird 
nach rechtlichen und technologischen 
Gesichtspunkten in die Teilbereiche 
"Pyrotechnische Sätze" und "Pyrotechni­
sche Mitttel" gegliedert. 

"Pyrotechnische Sätze" sind die in 
pyrotechnischen Mitteln enthaltenen 
explosionsgefährlichen Stoffgemische. 

Es ist eine Eigenheit der Gesetzge­
bung der Bundesrepublik Deutschland, 
den Umgang und Verkehr mit pyrotech­
nischen Mitteln in zwei verschiedenen 
Gesetzen zu regeln, und zwar im Spreng-

Dr. rer.nat. Hartwig Treumann 
und Ing. lürgen Günther, 
Bundesanstalt für Materia/forschung 
und -prüfung, 
Unter den Eichen 87, 
1000 Berlin 45 

stoff gesetz [1] und im Waffengesetz [2]. 
In anderen Staaten sind Umgang und 
Verkehr mit solchen Artikeln ausschließ­
lich im Sprengstoffrecht oder gesondert 
in einer speziellen Rechtsvorschrift für 
den Bereich der Pyrotechnik geregelt. 

Aus der deutschen Rechtssituation 
ergibt sich also eine nochmalige Gliede­
rung der pyrotechnischen Mittel in 
Pyrotechnische Gegenstände (Pyrotech­
nische Mittel, die dem Sprengstoffgesetz 
unterliegen) 
und 
Pyrotechnische Munition (Pyrotechni­
sche Mittel, die dem Waffengesetz unter­
liegen). 

Nachstehend werden die Begriffsbe­
stimmungen für pyrotechnische Mittel 
und pyrotechnische Gegenstände gege­
ben. 

"Pyrotechnische Mittel" sind Gegen­
stände oder Munition zur Erzeugung 
pyrotechnischer Effekte. Sie enthalten 
im Regelfall explosionsgefährliche 
Stoffe oder Stoffgemische ("pyrotechni­
sche Sätze"), die dazu bestimmt sind, 
unter Ausnutzung der in ihnen enthalte­
nen Energie Licht-, Schall-, Rauch-, 
Nebel-, Heiz-, Druck- oder Bewegungs­
wirkungen zu erzeugen (SprengG /1I§ 3 
Abs. 2; WaflVwV/3/Nr. 2.2). 

"Pyrotechnische Gegenstände im 
Sinne des Sprengstoffgesetzes sind 
Gegenstände, die Vergnügungs- oder 
technischen Zwecken dienen und in 
denen explosionsgefährliche Stoffe oder 
Stoffgemische enthalten sind, die dazu 
bestimmt sind, unter Ausnutzung der in 
diesen enthaltenen Energie Licht-, 
Schall-, Rauch-, Nebel-, Heiz-, Druck­
oder Bewegungswirkungen zu erzeugen, 
und die nicht Munition im Sinne des 
Waffengesetzes oder Kriegswaffen im 
Sinne des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen sind" (SprengG /§ 1 
Abs. 4 Nr. 4). 

"Pyrotechnische Munition im Sinne 
des Waffen gesetzes sind Gegenstände, 
die zum Abschießen aus Schußwaffen 
(§ 1Abs.1 WaffG) oder den Schußwaffen 
gleichgestellten tragbaren Geräten (§1 
Abs.2 WaffG) bestimmt sind und bei 
denen das Geschoß einen explosionsge­
fährlichen Stoff (pyrotechnischen Satz) 
enthält, der einen Licht-, Schall-, Rauch­
oder ähnlichen Effekt (§ 3 Abs.2 
SprengG) hervorruft" (WaflVwVNr. 2.1 
bis 2.2.4). 

Als "tragbar" im Sinne von § 1 Abs. 2 
WaffG gelten Geräte, die nach ihrer 
Beschaffenheit dazu bestimmt sind, von 
einer Person üblicherweise getragen und 
bei der Schußauslösung in der Hand 
gehalten zu werden (WaflVwVNr.1.2.1). 

Die im Waffengesetz an verschiede­
nen Stellen benannten Arten von pyro­
technischer Munition (WaffG § 2 Abs. 1 
Nr. 3, §2 Abs.1 Satz 2, §23 Abs.1 erster 
Halbsatz) kann man nach ihrem kon­
struktiven Aufbau den drei folgenden 
Munitionsgruppen zuordnen: 
1. Pyrotechnische Patronenmunition 

(Patronenmunition, bei der das 
Geschoß einen pyrotechnischen Satz 
enthält); 

2. Unpatronierte pyrotechnische Muni­
tion (der pyrotechnischen Munition 
gleichgestellte Gegenstände); 

3. mit der Antriebsvorrichtung fest ver­
bundene pyrotechnische Munition 
(der pyrotechnischen Munition 
gleichgestellte spezielle Gegen­
stände). 
Eine ausführliche Einführung in die 

Typologie aller drei Munitionsgruppen 
der pyrotechnischen Munition ein­
schließlich der Herleitung der Begriffsbe­
stimmungen aus den waffenrechtlichen 
Vorschriften gibt [4]. 

Im vorliegenden Fall interessiert im 
wesentlichen diejenige Munition, die 
frei im Handel zu erwerben und offen­
sichtlich zum Verschießen zu Vergnü-



gungszwecken aus ebenfalls frei zu 
erwerbenden Schreckschuß- und Signal­
waffen bestimmt ist. Dies ist im wesentli­
chen die Gruppe der unpatronierten 
pyrotechnischen Munition, die sich wie­
derum nach betriebstechnischen Grund­
sätzen in zwei verschiedene Munitions­
arten (genauer: Geschoßarten) gliedern 
läßt (Bild 1). 

Solche pyrotechnische Munition 
gehört grundsätzlich der Gefahrklasse 
PM I an und ist in ihrer Gefährlichkeit 
mit den bekannten pyrotechnischen 
Gegenständen der Gefahrklasse P 11 zu 
vergleichen. Sie ist wie diese ohne beson­
dere Erlaubnis zu erwerben und darf 
ebenfalls nur an Personen, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben, abgegeben 
werden. 

Die chemische Zusammensetzung 
der pyrotechnischen Sätze, die zur Her­
stellung vergleichbarer pyrotechnischer 
Geschosse und pyrotechnischer Gegen­
stände verwendet werden, ist nahezu 
identisch; ebenso identisch sind die 
beabsichtigten Leucht -oder Geräuschef­
fekte, wenn auch der Umfang des 
Erscheinungsbildes bei Leuchteffekten 
pyrotechnischer Geschosse meist 
kleiner ist als bei vergleichbaren pyro­
technischen Gegenständen. 

Der Aufbau der hier betrachteten 
pyrotechnischen Gegenstände der 
Klasse 11 und der pyrotechnischen 
Geschosse der Klasse PM I ist dagegen 
deutlich verschieden. Die Bilder 2 bis 4 
geben hierzu ein Beispiel. 

Aus Bild 5 und 6 wird der unterschied­
liche Aufbau von vergleichbaren pyro­
technischen Mitteln deutlich, die einen 
Knallsatz enthalten, wobei die entspre­
chende pyrotechnische Munitionjedoch 
nicht frei zu erwerben ist und daher in 
der Regel auch nicht zum Jahreswechsel 
verschossen wird. 

Ein grundsätzlicher Vergleich der bei­
den Arten pyrotechnischer Mittel ergibt 
folgendes Bild: 

Bei der in Frage stehenden "Feuer­
werksmunition" der Klasse PM I hand­
elt es sich um pyrotechnische Artikel, die 
es in ähnlichem Aufbau und in gleicher 
Wirkungsweise prinzipiell bereits als 
pyrotechnische Gegenstände der Klasse 
PlI gibt, die als Munition jedoch insbe­
sondere durch die Art ihrer Anzündung, 
die Kaliberhaltigkeit und die meist klei­
nere Bauform den Bedingungen rur das 
Abschießen aus der Waffe angepaßt sind. 
Ein wesentlicher Unterschied zwischen 
pyrotechnischer Munition der Klasse 
PM I (WaffG) und pyrotechnischen 
Gegenständen der Klasse PlI (SprengG) 
besteht jedoch darin, daß die Gesamt­
menge an Treib- und pyrotechnischem 
Satz in pyrotechnischer Munition der 
Klasse PM I generell aufl 0 g begrenzt ist 
und diese Munition keinen Knallsatz 
enthalten darf(Nr. 4.2.2 der AnlageIzur 

Unpatronierte pyrotechnische Munition 
(der pyrotechnischen Munition gleichgestellte Gegenstände) 

Pyrotechnische Geschosse 
(Geschosse ohne Eigenantrieb, die einen 

pyrotechnischen Satz enthalten) 

Pyrotechnische Raketengeschosse 
(Geschosse mit Eigenantrieb, die einen 

pyrotechnischen Satz enthalten) 

Bild 1 

Bild 2 

Geschoß-Antrieb : 
gesonderte Kartusche 

WatTen : 
zugelassene Waffen 
nach §§21, 22 WaffG 

lichtspursatz 
geprent 

Geschoß-Antrieb : 
gesonderte Kartusche 

+ 
Eigenantrieb 

Waffen : 
zugelassene Waffen 
nach §§ 21, 22 WaffG 
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Geschonhülse I 

Aluminium 

Mane In mm 

Feuerwerksgeschon mit Li chtspur. 15 mm 
- Aufbauprinzip -
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Verschluß näpfchen, 
Kunststoff 

Geschoßhülse; 
Papier, hart gewickelt 

Maße in mm 

Knallgeschon, 15 mm 
- Aufbauprinzip -

3. WaffV [5]), während bei vergleichba­
ren, aufsteigenden pyrotechnischen 
Gegenständen der Klasse PlI die Ver­
wendung größerer Stoff mengen und 
bestimmter Knallsätze zulässig ist. 
Damit ist bereits bei Einfiihrung der 
Zulassungspflicht fiir pyrotechnische 
Munition der Tatsache Rechnung getra­
gen worden, daß diese Munition mit der 
Schußwaffe bei nicht bestimmungsmä­
ßiger Verwendung, wenn auch nicht 
gezielt, so doch auf etwas bequemere 
Weise "gerichtet" verschossen werden 
kann, als dies bei aufsteigenden pyro­
technischen Gegenständen der 
Klasse PlI möglich ist. 

Sicherheitstechnisch positiv zu 
bewerten ist bei der pyrotechnischen 

Munition die einfache und sichere Art 
der Zündung mit Hilfe der Platzpatrone 
(Kartusche), die ein Hantieren mit offe­
nem Feuer in der Nähe der pyrotechni­
schen Artikel überflüssig macht. 

~!i ; ii!!l!i ;! l!i;! l ;i; il c ,; i: ! l! l;~ 

Die wichtigsten Rechtsvor­
schriften für pyrotechnische 
Gegenstände PlI und pyro­
technische Munition PM I 

Die rechtliche Behandlung der pyro­
technischen Gegenstände und der pyro­
technischen Munition ist in vieler Hin-

'\---- Spifzkappe, Plartik 

=lIl--- Effekte leuchfsterne 

leim 

J(ornpu{ver 

~---M--- Verzögerungsrofz 

/WI-/U-.-- Treibrofzhülse. Aluminium 

/ ...LtICl--I=- - Treibsatz 

.l.....J~-~*'4!IM:!-+-- Poppscheibe 

Düse 

Anfeuerung 

Stoppine 

leifs lob. Holz 

11--1-+---- - Schufzkoppe , Plastik 

Bild 3 (oben links) 

Bild 4 (oben) 

Bild 5 (links) 

HaRe in mm 

sicht sehr ähnlich. Beide unterliegen 
einer Zulassungspflicht, mit der erreicht 
werden soll, daß nur solche Mittel in den 
Verkehr gebracht werden dürfen, die bei 
bestirnmungsgemäßer Verwendung den 
Schutz des Verwenders und Dritter 
gewährleisten. Es bedarf keiner besonde­
ren Erwähnung, daß Restgefahren blei­
ben. 

Im folgenden werden die Zulassungs­
bedingungen nach § 5 des Sprengstoffge­
setzes für pyrotechnische Gegenstände 
und nach § 23 des Waffengesetzes fiir 
pyrotechnische Munition in leicht abge­
änderter Form wiedergegeben. In beiden 
Gesetzen sind die Zulassungsbedingun­
gen als Versagungsgründe formuliert. 
a) Gesetz über explosionsgefährliche 

Stoffe (Sprengstoffgesetz) : 
Die Zulassung ist zu versagen 
1. soweit der Schutz von Leben, 

Gesundheit oder Sachgütem 
Beschäftigter oder Dritter bei bestim­
mungsgemäßer Verwendung nicht 
gewährleistet ist, 

2. wenn die pyrotechnischen Gegen­
stände den Anforderungen an die 
Zusammensetzung, Beschaffenheit 
und Bezeichnung nicht entsprechen, 

3. soweit die pyrotechnischen Gegen­
stände in ihrer Wirkungsweise, 
Brauchbarkeit und Beständigkeit 
dem jeweiligen Stand der Technik 
nicht entsprechen oder 

4. wenn der Antragsteller auf Grund sei­
ner betrieblichen Ausstattung oder 
sonst nicht in der Lage ist, dafür zu 
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sorgen, daß die nachgefertigten Stoffe 
oder Gegenstände in ihrer Zusam­
mensetzung und Beschaffenheit 
nach dem zugelassenen Muster her­
gestellt werden." 

b) Waffengesetz: 
(2) Die Zulassung ist zu versagen, 
1. soweit der Schutz von Leben, 

Gesundheit oder Sachgütem des 
Benutzers oder Dritter bei bestim­
mungsgemäßer Verwendung nicht 
gewährleistet ist, 

2. wenn die Munition den Anforderun­
gen an die Zusammensetzung, 
Beschaffenheit und Maße, dem 
höchstzulässigen normalen oder 
überhöhten Gebrauchsgasdruck 
(§ 26 Abs. 1) nicht entspricht, 

3. soweit die Munition in ihrer Wir­
kungsweise, Brauchbarkeit und 
Beständigkeit dem jeweiligen Stand 
der Technik nicht entspricht." 
Zulassungspflichtig ist in beiden 

Gesetzen die Einfuhr, im Sprengstoffge­
setz zusätzlich das Vertreiben, das Über­
lassen an andere und die Verwendung. 
Letztere werden im Waffengesetz nicht 
erwähnt, wohl aber hier zusätzlich die 
Herstellung. Stark vereinfacht kann fest­
gestellt werden, daß die Zulassung nach 
dem Sprengstoffgesetz eine Zulassung 
zur Verwendung und die nach dem Waf­
fengesetz eine zur Herstellung ist. 

Zulassungsbehörde ist in beiden Fäl­
len die Bundesanstalt für Materialfor­
schung und -prüfung (BAM). 

Kleinfeuerwerk 

Mittelfeuerwerk 
Großfeuerwerk 

PIII 
PIV 

Sowohl die pyrotechnischen Gegen­
stände als auch die pyrotechnische 
Munition werden entsprechend ihrer 
Gefährlichkeit in Klassen eingeteilt, 
wobei bei den pyrotechnischen Gegen­
ständen eine Einteilung nach dem Ver­
wendungszweck vorgeordnet ist. 

Die gestrichelte Linie (siehe oben) 
soll wiedergeben, daß nach Ansicht der 
Bundesanstalt der Gefährlichkeitsgrad 
der pyrotechnischen Munition der 
Klasse PM I und der pyrotechnischen 
Gegenstände der Klasse PT] denen der 
Klassen PI (Kleinstfeuerwerk) und PlI 
(Kleinfeuerwerk) entspricht. 

Dem entsprechen auch die Vorschrif­
ten über den Erwerb der Gegenstände 
der Klasse PIlund Munition der Klasse 
PM I. In beiden Fällen ist der Erwerb 
erlaubnisfrei für jeden, der das 18. 
Lebensjahr vollendet hat. Auf Ein­
schränkungen, denen die Gegenstände 
der Klasse PlI bezüglich des Vertriebs­
zeitraumes unterliegen, soll hier nicht 
eingegangen werden. Gleichfalls sollen 
die Unterschiede bei der Aufbewahrung 
von pyrotechnischen Gegenständen und 
pyrotechnischer Munition hier unbe­
rücksichtigt bleiben. 

Von erheblicher rechtlicher Bedeu­
tung sind dagegen die Verwendungsbe­
dingungen bei der Klassen. Dazu sind 
die waffenrechtlichen Vorschriften her­
anzuziehen. 

Man unterscheidet bei den Waffen, 
aus denen pyrotechnische Munition ver­
schossen werden kann, grundsätzlich 
zwei Arten; und zwar die zugelassenen 
(frei zu erwerbenden) und die 
beschußpflichtigen (i. d. R. waffenbe­
sitzkartenpflichtigen) Waffen. Für die 
Zulassung der Munition und der zulas­
sungspflichtigen Waffen sind zwei Bun­
desbehörden zuständig; für die Prüfung 
und Kennzeichnung der beschußpflich­
tigen Waffen sieben Landesbehörden. 

Wie daraus folgt, müssen bei der Ver­
wendung der pyrotechnischen Munition 
auch die allgemeinen Begriffsbestim­
mungen des Waffengesetzes herangezo­
gen werden. Nach der Legaldefinition 
des § 1 Abs. 1 Waffengesetz sind Schuß­
waffen Geräte, die zum Angriff, zur Ver­
teidigung, zum Sport, Spiel oder zur Jagd 
bestimmt sind und bei denen Geschosse 
durch einen Lauf getrieben werden. Dar­
aus geht hervor, daß pyrotechnische 
Gegenstände für Vergnügungszwecke 
zugelassen werden, pyrotechnische 

Pyrotechnische Munition 

PMI 

PM 11 

Munition dagegen nicht. Ob die Verwen­
dung pyrotechnischer Munition zu Ver­
gnügungszwecken unter die zulässige 
Verwendung zum Spiel subsummiert 
werden kann, ist strittig, aber vom 
Gesetzgeber sicherlich nicht gemeint. 
Dennoch gibt es einen Ansatzpunkt für 
eine Diskussion, ob pyrotechnische 
Munition der Klasse PM I aus erlaubnis­
freien Waffen nicht doch zu Vergnü­
gungszwecken zum Jahreswechsel 
erlaubt werden sollte. Ergänzend dazu 
sei bemerkt, daß nach Ansicht der Auto­
ren nicht allein aus der Definition des 
Waffen begriffes in § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes die Zweckbestimmung der 
pyrotechnischen Munition ausschließ­
lich zu Signalzwecken hervorgeht und 
daß das Verschießen zu Vergnügungs­
zwecken demnach "mißbräuchliche Ver­
wendung" sei. Vielmehr wären hierzu 
auch verschiedene andere Fundstellen 
im Waffenrecht heranzuziehen, aus 
denen hervorgeht, daß pyrotechnische 
Munition durchaus auch anderen 
Zwecken dienen kann; z. B. zu Beleuch­
tungszwecken bei Katastrophenfällen 
(Leuchtpatronen Kai. 4, 12, 16 in Tab. 
10c der AnlageIII zur 3. WaftV), zur 
Schädlingsbekämpfung, zu Vermes­
sungszwecken (Knallpatrone Kai. 4; 
ebenfalls in Tabelle 10 c, und die Rauch­
strichpatrone Kal. 4, die mit derSignalpa­
trone identisch ist), ebenso Feuerwerks­
patronen, die ausdrücklich in Nr. 2.2.1 
der WaflVwV genannt und ebenfalls in 
der Tabelle 10 c der Anlage 111 zur 3. 
WaflV unter dieser Bezeichnung aufge­
führt sind. 

Eine weitere Schwierigkeit bei der Ver­
wendung der Feuerwerksmunition 
ergibt sich aus § 45 des Waffengesetzes. 
Danach ist das Schießen mit einer 
Schußwaffe außerhalb genehmigter 
Schießstätten grundsätzlich verboten 
und bedarf stets einer schriftlichen 
Erlaubnis der zuständigen Behörde. 
Generell ausgenommen hiervon ist das 
Schießen in besonderen, gesetzlich fest­
gelegten Ausnahmesituationen; näm­
lich in Fällen der Notwehr und des Not­
standes, im Falle des Schießens mit 
Signalwaffen zur Gefahrenabwehr und 
des Schießens bei Rettungsübungen. 
Dies gilt auch für zugelassene, frei zu 
erwerbende Schreckschuß- und Signal­
waffen, aus denen frei zu erwerbende 
pyrotechnische Munition der Klasse 
PM I verschossen wird! Lediglich die 
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Abgabe von Startschüssen im Auftrage 
eines Veranstalters ist von dieser Rege­
lung ausgenommen und das Schießen zu 
anderen Zwecken mit PTB-zugelassenen 
Waffen innerhalb des befriedeten Besitz­
tums. 

Das Verschießen sog. "Feuerwerks­
munition", z. B. auf der Straße, ist also 
auch zum Jahreswechsel nicht erlaubt. 
Um den Verwender auf diesen Umstand 
ausdrücklich hinzuweisen, wird seit 
August 1985 jede Zulassung von pyro­
technischer Munition der Klasse PM I 
mit der Auflage versehen, die Ursprungs­
verpackung zusätzlich wie folgt zu kenn­
zeichnen: 

"Das Verschießen dieser Munition zu 
Vergnügungszwecken außerhalb des 
befriedeten Besitztums ist verboten!" 
Die Ordnungsbehörden haben u. W. 

allerdings bisher sehr zurückhaltend auf 
das übliche "Feuerwerksschießen" mit 
pyrotechnischer Munition zum Jahres­
wechsel reagiert, das im wesentlichen 
eben doch auf dem öffentlichen Straßen­
land stattfindet. Während des allgemei­
nen Feuerwerks läßt sich kaum zwischen 
pyrotechnischen Gegenständen und 
pyrotechnischer Munition unterschei­
den; vor allem nicht feststellen, wo der 
Abschuß erfolgte. Bei nachweislichen 
Unfällen und Schadensfällen durch 
pyrotechnische Geschosse und beim 
Verschießen pyrotechnischer Munition 
während des übrigen Jahres sollen aller­
dings in verschiedenen Fällen Verfahren 
wegen Vergehens gegen das Waffenrecht 
eingeleitet worden sein. 

Abschließende 
Betrachtungen 

In den letzten Jahren wurde in zuneh­
mendem Maße zum Jahreswechsel pyro­
technische Munition der Klasse PM I 
(und nur um solche Munition handelt es 
sich hier) angeboten und zu Vergnü­
gungszwecken aus erlaubnisfrei zu 
erwerbenden Schußwaffen verschossen. 
Bei dieser Munition handelt es sich fast 
ausschließlich um Munition im Sinne 
von §2 Abs.1 Satz2 WaffG, und zwar 
hier wiederum um sog. "Leucht­
und Signalsterne", "Feuerwerkssterne", 
"Pfeifgeschosse", "Knattergeschosse" 
und "Feuerwerksgeschosse" mit einem 
Kaliber (Durchmesser) von 9 bzw. 
15 mm, die nur zum Verschießen aus den 
Läufen oder Zusatzläufen von Schreck­
schuß- und Signalwaffen bestimmt und 
geeignet ist. Diese Munition dient schon 
ihrer Art und Bezeichnung nach aus­
drücklich zum Abschießen zu Vergnü­
gungszwecken und war in den Grundty­
pen bereits zur Zeit der Geltung des 
2. Bundeswaffengesetzes bekannt und 
im Handel. Auch damals diente sie nur 
zu Vergnügungszwecken. Keine dieser 
Geschoßsorten (auch nicht die sog. 
"Leucht- und Signalsterne") waren oder 

sind ernsthaft zu Signalzwecken 
bestimmt und geeignet, auch wenn dies 
gelegentlich als zusätzliche Werbung 
vom Vertreib er behauptet wird. Hierzu 
reicht die Leistung dieser Munitionssor­
ten bei weitem nicht aus. Pyrotechnische 
Signalmunition (d. h. im wesentlichen 
Patronenmunition und mit der Antriebs­
vorrichtung fest verbundene pyrotechni­
sche Geschosse) gehört überwiegend 
der Klasse PM 11 an und ist erlaubnis­
pflichtig. Einige spezielle erlaubnisfreie 
Signalpatronensorten (z. B. für Binnen­
gewässer, Bergsteiger usw.) sind schon 
ihres hohen Preises wegen für Vergnü­
gungszwecke uninteressant und werden 
u. W. ohnehin nur in Spezialgeschäften 
geführt, da zu ihrem Abschuß beson­
dere, oft erlaubnispflichtige Signalgeräte 
notwendig sind. 

Die Herstellung und Neuentwick­
lung von pyrotechnischer Munition in 
der Klasse PM I für Vergnügungszwecke 
hat in den letzten Jahren einen beachtli­
chen Aufschwung genommen und sich 
zu einem bedeutenden Produktions­
zweig der deutschen pyrotechnischen 
Industrie entwickelt, die damit Verluste 
bei der Produktion wettmachte, die sie 
durch die immer urnfangreicher werden­
den Billigimporte von pyrotechnischen 
Gegenständen der Klasse Pli (SprengG) 
aus dem asiatischen Raum erlitt. Die 
Anzahl der beantragten Zulassungen für 
solche Munitionsarten hat insbesondere 
seit 1982 stark zugenommen [6]. Nach 
Informationen aus Kreisen der Waffen­
herstellerund des Waffenhandels hat die­
ses vielfältige Angebot von pyrotechni­
scher Munition für Vergnügungszwecke 
auch eine erhebliche Umsatzsteigerung 
bei den entsprechenden freien Waffen 
zur Folge gehabt. 

Bei der in Frage stehenden "Feuer­
werksmunition" handelt es sich um prä­
zise gefertigte pyrotechnische Artikel, 
die es in ähnlichem Aufbau und in glei­
cher Wirkungsweise prinzipiell bereits 
als pyrotechnische Gegenstände der 
Klasse Pli gibt, die als Munitionjedoch 
insbesondere durch die Art ihrer Anzün­
dung, die Kaliberhaltigkeit und die meist 
kleinere Bauform den Bedingungen für 
das Abschießen aus der Waffe angepaßt 
sind. Der wesentliche Unterschied zwi­
schen pyrotechnischer Munition der 
Klasse PM I (WaffG) und pyrotechni­
schen Gegenständen der Klasse P 11 
(SprengG) besteht in deren rechtlicher 
Behandlung. 

Erkenntnisse oder Meldungen über 
Unfälle und Schadensfälle mit pyrotech­
nischer Munition der Klasse PM I, die 
die Annahme rechtfertigen würden, daß 
solche Munition gefährlicher einzu­
schätzen sei als pyrotechnische Gegen­
stände der Klasse Pli, liegen überdies 
nicht vor. 

Zur Lösung des Problems schlagen 
die Verfasser vor, das Schießen mit pyro­
technischer Munition der Klasse PM I 
dem Abbrennen von pyrotechnischen 
Gegenständen der Klasse Pli (SprengG) 

rechtlich gleichzustellen; d. h ., das Ver­
schießen solcher Munition zu Vergnü­
gungszwecken mit Schußwaffen, deren 
Bauweise nach § 22 WaffG zugelassen 
ist, am 31. Dezember und l. Januar von 
der Einschränkung des § 45 Abs. 1 
WaffG freizustellen,jedoch das Abschie­
ßen in umittelbarer Nähe von Kirchen, 
Krankenhäusern, Kinder- und Altenhei­
men ausdrücklich zu verbieten. 

Zusammenfassung 
Nach einer Einführung in den Pro­

blemkreis werden die wichtigsten 
Begriffsbestimmungen wiedergegeben. 
Anschließend werden die grundsätzli­
chen konstruktiven Merkmale von pyro­
technischen Gegenständen der Klasse 
PlI und pyrotechnischer Munition der 
Klasse PM I erläutert. Nach einer Schil­
derung der unterschiedlichen rechtli­
chen Behandlung der bei den Klassen 
wird ein Weg vorgeschlagen, der ohne 
sicherheitstechnisches Risiko die Mög­
lichkeiten der Erweiterung des Absatzes 
pyrotechnischer Munition aufzeigt und 
die Kriminalisierung der rechtsunkundi­
gen Verwender dieser Munition ein­
schränkt. 
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